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Parteien müssen in der Frauenpolitik Farbe bekennen  
 
Weniger Lohn und Weihnachtsgeld, kleinere Renten, kaum Auf-
stiegsmöglichkeiten – und dafür die größere Verantwortung für die 
Familie. So ließe sich holzschnittartig die Situation von Frauen auch in 
Ostdeutschland charakterisieren, 90 Jahre nach Erringung des Frau-
enwahlrechts. Spätestens beim Geld höre die Gleichberechtigung auf, 
formulierte Doro Zinke, stellv. Vorsitzende des DGB, Bezirk Berlin-
Brandenburg, anlässlich des bevorstehenden Internationalen Frauen-
tags am 8. März. 
 
Die Verdienste von Frauen lägen ca. 22 Prozent unter den Männer-
löhnen: In Berlin erhielten Frauen demnach rd. 1669 Euro brutto im 
Monat (Männer: 2140 Euro); in Brandenburg bekämen Frauen ledig-
lich 1404 Euro brutto, die Männer dagegen im Durchschnitt 1.800 Eu-
ro. Zudem seien überwiegend Frauen in unsicheren Arbeitsverhältnis-
sen anzutreffen. Altersarmut für Frauen sei programmiert, wenn Frau-
en oftmals nur Minijobs bekleideten oder prekäre Jobs. Demzufolge 
erreichten sie auch nur 60 Prozent des Rentenniveaus von Männern. 
Auch im Haushalt arbeiteten Frauen überproportional lange, im 
Durchschnitt 25 Stunden in der Woche, Männer dagegen nur sechs 
Stunden. 
 
„Tradierte Rollenbilder prägen die Werteorientierung, dabei brauchen 
wir eine Frauenpolitik, die direkt auf die Frauen zugeschnitten ist,“ 
kritisiert Doro Zinke. „Frauenpolitische Themen gehören auf die Ta-
gesordnung im Wahlkampf. Unsere Gesellschaft darf und kann es 
sich nicht erlauben, auf die Hälfte ihres Potenzials zu verzichten. Wir 
werden die politischen Parteien bei den Wahlen in Europa, für den 
Bundestag und den Landtag in Brandenburg daran messen, welche 
Antworten sie auf dringende gleichstellungspolitische Fragen geben, 
ob und wie sie sich mit aktiver Gleichstellungspolitik für eine zukunfts-
fähige Gesellschaft einsetzen. “Die DGB-Vize unterstrich die DGB-
Forderungen nach Mindestlöhnen, der Eindämmung prekärer Be-
schäftigung und für eine Rente, die zum Leben reiche. 
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